
1. Die Portugiesische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtun-
gen aus den Artikeln 7 Absatz 6 und 19 der Richtlinie
80/778/EWG des Rates vom 15. Juli 1980 über die Qualität
von Wasser für den menschlichen Gebrauch verstoßen, dass sie
nicht die erforderlichen Maßnahmen ergriffen hat, um den in
Anhang I der Richtlinie festgelegten Anforderungen nachzukom-
men.

2. Die Portugiesische Republik trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 184 vom 2.8.2003.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 6. Oktober 2005

in der Rechtssache C-276/03 P: Scott SA gegen Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften (1)

(Rechtsmittel — Rechtswidrige staatliche Beihilfe — Zeitli-
che Geltung der Verordnung [EG] Nr. 659/1999 — Entschei-
dung über die Unvereinbarkeit und die Rückforderung der
Beihilfe — Verjährungsfrist — Unterbrechung — Erforder-
nis, den Beihilfeempfänger von einer die Verjährung unter-

brechenden Maßnahme zu unterrichten)

(2005/C 296/05)

(Verfahrenssprache: Englisch)

In der Rechtssache C-276/03 P betreffend ein Rechtsmittel nach
Artikel 56 des Statuts des Gerichtshofes, eingereicht am 24.
Juni 2003, Scott SA mit Sitz in Saint-Cloud (Frankreich), Pro-
zessbevollmächtigte: J. Lever, QC, G. Peretz, Barrister,
A. Nourry, R. Griffith und M. Papadakis, Solicitors, andere Ver-
fahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten (Bevollmächtigter: J. Flett), Französische Republik, hat der
Gerichtshof (Erste Kammer) unter Mitwirkung des Kammerprä-
sidenten P. Jann (Berichterstatter), der Richterin N. Colneric
sowie der Richter K. Schiemann, E. Juhász und E. Levits —
Generalanwalt: F. G. Jacobs; Kanzler: M.-F. Contet, Hauptver-
waltungsrätin — am 6. Oktober 2005 ein Urteil mit folgendem
Tenor erlassen:

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. Die Scott SA und die Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten tragen ihre eigenen Kosten.

(1) ABl. C 200 vom 23.8.2003.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Dritte Kammer)

vom 6. Oktober 2005

in der Rechtssache C-291/03 (Vorabentscheidungsersuchen
des VAT and Duties Tribunal, Manchester [Vereinigtes
Königreich]): MyTravel plc gegen Commissioners of Cus-

toms & Excise (1)

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Regelung für Reisebüros
— Pauschalreisen — Von Dritten erworbene Leistungen und
eigene Leistungen — Methode für die Berechnung der Steuer)

(2005/C 296/06)

(Verfahrenssprache: Englisch)

In der Rechtssache C-291/03 betreffend ein Vorabentschei-
dungsersuchen nach Artikel 234 EG, eingereicht vom VAT and
Duties Tribunal, Manchester (Vereinigtes Königreich), mit Ent-
scheidung vom 30. Juni 2003, beim Gerichtshof eingegangen
am 4. Juli 2003, in dem Verfahren MyTravel plc gegen Com-
missioners of Customs & Excise hat der Gerichtshof (Dritte
Kammer) unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten A. Rosas
sowie der Richter A. Borg Barthet (Berichterstatter), J.-
P. Puissochet, S. von Bahr und U. Lõhmus — Generalanwalt:
P. Léger; Kanzler: M. M. Ferreira, Hauptverwaltungsrätin — am
6. Oktober 2005 ein Urteil mit folgendem Tenor erlassen:

1. Ein Reisebüro oder ein Reiseveranstalter, das bzw. der seine Mehr-
wertsteuererklärung für einen Besteuerungszeitraum unter Verwen-
dung der Methode abgegeben hat, die in der nationalen Regelung
zur Umsetzung der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs-
grundlage in das innerstaatliche Recht vorgesehen ist, kann seine
Mehrwertsteuerschuld nach der vom Gerichtshof als gemeinschafts-
rechtskonform angesehenen Methode unter den in seinem nationa-
len Recht vorgesehenen Bedingungen, die dem Äquivalenzprinzip
und dem Effektivitätsprinzip entsprechen müssen, neu berechnen.

2. Artikel 26 der Sechsten Richtlinie ist dahin auszulegen, dass ein
Reisebüro oder ein Reiseveranstalter, das bzw. der gegen Zahlung
eines Pauschalpreises dem Reisenden von Dritten erworbene sowie
selbst erbrachte Leistungen liefert, grundsätzlich den seinen eigenen
Leistungen entsprechenden Teil des Pauschalangebots auf der
Grundlage des Marktwerts dieser Leistungen errechnen muss,
sofern dieser Wert bestimmt werden kann. Ein Steuerpflichtiger
kann jedoch das Kriterium der tatsächlichen Kosten verwenden,
wenn er nachweist, dass dieses Kriterium der tatsächlichen Struktur
des Pauschalangebots exakt Rechnung trägt. Die Anwendung des
Kriteriums des Marktwerts ist weder davon, dass sie einfacher ist
als die Anwendung der auf die tatsächlichen Kosten gestützten
Methode, noch davon abhängig, dass sie zu einer Mehrwertsteuer-
schuld führt, die der Schuld gleich oder ähnlich ist, die sich bei der
Verwendung der auf die tatsächlichen Kosten gestützten Methode
ergeben würde. Daher

— darf ein Reisebüro oder ein Reiseveranstalter die auf den
Marktwert gestützte Methode nicht nach eigenem Ermessen
anwenden und
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— gilt die letztgenannte Methode für die eigenen Leistungen,
deren Marktwert bestimmt werden kann, auch wenn im Rah-
men desselben Besteuerungszeitraums der Wert anderer eigener
Bestandteile der Pauschalleistung nicht bestimmt werden kann,
weil der Steuerpflichtige keine ähnlichen Leistungen außerhalb
eines Pauschalangebots verkauft.

3. Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, unter Berücksichtigung der
Umstände des Ausgangsrechtsstreits den Marktwert der im Rah-
men der Pauschalurlaubsreisen gelieferten Flugreisen zu bestimmen.
Dieses Gericht kann diesen Marktwert ausgehend von Durch-
schnittswerten bestimmen. In diesem Zusammenhang kann der
Markt, der auf den an andere Reiseveranstalter verkauften Sitzen
basiert, den am besten geeigneten Markt darstellen.

(1) ABl. C 213 vom 6.9.2003.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 13. Oktober 2005

in der Rechtssache C-458/03 (Vorabentscheidungsersuchen
des Verwaltungsgerichts, Autonome Sektion für die Pro-
vinz Bozen [Italien]): Parking Brixen GmbH gegen

Gemeinde Brixen, Stadtwerke Brixen AG (1)

(Öffentliche Aufträge — Verfahren zur Vergabe öffentlicher
Aufträge — Dienstleistungskonzession — Betrieb gebühren-

pflichtiger öffentlicher Parkplätze)

(2005/C 296/07)

(Verfahrenssprache: Deutsch)

In der Rechtssache C-458/03 betreffend ein Vorabentschei-
dungsersuchen nach Artikel 234 EG, eingereicht vom Verwal-
tungsgericht, Autonome Sektion für die Provinz Bozen (Italien)
mit Entscheidung vom 23. Juli 2003, beim Gerichtshof einge-
gangen am 30. Oktober 2003, in dem Verfahren Parking Bri-
xen GmbH gegen Gemeinde Brixen und Stadtwerke Brixen AG
hat der Gerichtshof (Erste Kammer) unter Mitwirkung des Kam-
merpräsidenten P. Jann sowie der Richter K. Schiemann,
J. N. Cunha Rodrigues (Berichterstatter), K. Lenaerts und
E. Juhász — Generalanwältin: J. Kokott; Kanzler: M.-F. Contet,
Hauptverwaltungsrätin — am 13. Oktober 2005 ein Urteil mit
folgendem Tenor erlassen:

1. Bei der Vergabe des Betriebs eines gebührenpflichtigen öffentlichen
Parkplatzes durch eine öffentliche Stelle an einen Dienstleistungs-
erbringer, der als Entgelt für diese Tätigkeit die von Dritten für die
Benutzung dieses Parkplatzes entrichteten Beträge erhält, handelt
es sich um eine öffentliche Dienstleistungskonzession, auf die die
Richtlinie 92/50/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über die
Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Dienstleis-
tungsaufträge nicht anwendbar ist.

2. Die Artikel 43 EG und 49 EG sowie die Grundsätze der Gleichbe-
handlung, der Nichtdiskriminierung und der Transparenz sind
dahin auszulegen, dass sie es einer öffentlichen Stelle verbieten,
eine öffentliche Dienstleistungskonzession ohne Ausschreibung an
eine Aktiengesellschaft zu vergeben, die durch Umwandlung eines
Sonderbetriebs dieser öffentlichen Stelle entstanden ist, deren
Gesellschaftszweck auf bedeutende neue Bereiche ausgeweitet wurde,
deren Kapital bald für Fremdkapital offen stehen muss, deren geo-
grafischer Tätigkeitsbereich auf das gesamte Land und das Aus-
land ausgedehnt wurde und deren Verwaltungsrat sehr weitgehende
Vollmachten der Verwaltung innehat, die er selbständig ausüben
kann.

(1) ABl. C 7 vom 10.1.2004.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Fünfte Kammer)

vom 6. Oktober 2005

in der Rechtssache C-502/03: Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften gegen Hellenische Republik (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Umwelt —
Abfallbewirtschaftung — Richtlinie 75/442/EWG, geändert

durch die Richtlinie 91/156/EWG — Artikel 4, 8 und 9)

(2005/C 296/08)

(Verfahrenssprache: Griechisch)

In der Rechtssache C-502/03 betreffend eine Vertragsverlet-
zungsklage nach Artikel 226 EG, eingereicht am 26. November
2003, Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Bevoll-
mächtigter: M. Konstantinidis) gegen Hellenische Republik
(Bevollmächtigte: E. Skandalou), hat der Gerichtshof (Fünfte
Kammer) unter Mitwirkung der Kammerpräsidentin R. Silva de
Lapuerta sowie der Richter R. Schintgen und J. Klučka (Bericht-
erstatter) — Generalanwalt: L. A. Geelhoed; Kanzler: R. Grass
— am 6. Oktober 2005 ein Urteil mit folgendem Tenor erlas-
sen:

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus der Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975
über Abfälle in der durch die Richtlinie 91/156/EWG geänderten
Fassung verstoßen, dass sie nicht alle erforderlichen Maßnahmen
ergriffen hat, um die Beachtung der Artikel 4, 8 und 9 dieser
Richtlinie sicherzustellen.

2. Die Hellenische Republik trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 47 vom 21.2.2004.
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